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Beantwortung der Großen Anfrage 
 

Kulturzentrum Oyoun in der Lucy-Lamek-Straße 

 

Sehr geehrter Herr Vorsteher, 

sehr geehrte Damen und Herren, 

sehr geehrter Herr Potthast, 

 

für das Bezirksamt beantworte ich die Große Anfrage der Fraktion der AfD wie folgt: 

 

Zu 1.: 

Dem Bezirksamt obliegt es nicht, Entscheidungen von Senatsbehörden zur Finanzierung 

einzelner Träger, deren Standort sich in Neukölln befindet, zu bewerten. 

 

Zu 2.: 

Die Mitglieder des Bezirksamtes haben mitgeteilt, dass sie an keiner durch das Kulturzentrum 

organisierten Veranstaltung teilgenommen haben. 

 

Frau Bezirksstadträtin Korte hat im September 2020 eine Pressekonferenz in den 

Räumlichkeiten des Oyoun veranstaltet. Mitglieder des Bezirksamtes und der 

Bezirksverordnetenversammlung waren zum Festakt der Benennung der Lucy-Lamek-Straße, 

der 2021 im Garten des Kulturzentrums Oyoun stattgefunden hat, anwesend. Dabei handelte 

es sich jeweils um Veranstaltungen des Bezirksamtes. 

 

Zu 3. – 5.: 

Das Bezirksamt steht für Meinungsvielfalt in der Kulturarbeit. Dazu zählt auch die 

queerfeministische, dekolonionale und migrantische Schwerpunktausrichtung, die das 



Kulturzentrum in seiner eigenen Darstellung ausführt. Die Kultureinrichtung Oyoun erweckt 

jedoch nicht nur in den Augen des Bezirksamts sondern auch aus Sicht des 

Antisemitismusbeauftragten des Landes Berlin in den letzten Monaten den Eindruck, eine 

einseitige und ausgrenzender Rhetorik gegenüber Andersdenkenden zu etablieren. Die 

politische Ausrichtung der Einrichtung fördert die Spaltung von Menschen, statt einen 

konstruktiven kritischen Diskurs anzustoßen. Es musste in den letzten Monaten auch beobachtet 

werden, dass antisemitischen Akteuren im Oyoun immer wieder eine Bühne zur Verfügung 

stand. 

 

Eine öffentlich geförderte Kultureinrichtung sollte weder antisemitischen Haltungen eine Bühne 

bieten, noch Andersdenkende von Diskursen ausschließen. Das Bezirksamt wünscht sich daher 

eine unabhängige Evaluation der Arbeit des Kulturzentrums Oyoun, um die Verwendung 

öffentlicher Fördermittel im Sinne der freiheitlich-demokratischen Grundordnung 

sicherzustellen. 

 

 

 

Martin Hikel 

Bezirksbürgermeister 


